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Das kennen Sie sicher auch: Eine Beschäftigte oder ein Beschäftigter ist für längere Zeit erkrankt. 
Welche Folgen hat das für die Betroffenen und die Wiederaufnahme ihrer Tätigkeit und für den 
Betrieb? Darüber herrscht zunächst meist Unsicherheit. Das muss aber nicht so sein. Vieles kann 
mit Hilfe des Betrieblichen Eingliederungsmanagements (BEM) schon während der krankheits­
bedingten Abwesenheit geklärt werden. 

BEM wirft insbesondere in kleineren Betrieben Fragen auf, die oft 
dazu führen, dass BEM-Verfahren nicht oder nicht hinreichend 
umgesetzt werden. Diese beziehen sich nicht nur auf die Unsi-
cherheit, wie der Einzelfall zu behandeln ist, sondern auch auf 
die notwendigen Strukturen. 

Da alle Betriebe zur Umsetzung des BEM verpflichtet sind, möch-
te die BG RCI Sie mit  dieser Schrift unterstützen. 
	> Welche Partner gibt es beim BEM? 
	> Wie sieht es mit dem Datenschutz aus?
	> Muss es zeitweise eine Veränderung der Aufgaben geben oder

muss unter Umständen der Arbeitsplatz angepasst werden?

Das alles sind Fragen, die in der Praxis auf Sie zukommen kön-
nen. Antworten auf diese und andere Fragen finden Sie in dieser 
Broschüre und im Internet im Fachwissen-Portal der BG RCI un-
ter www.bgrci.de/praevention/fachwissen-portal beim Stichwort 
„BEM“.

Worum geht es beim BEM?
BEM ist ein Instrument, das Betrieben und Beschäftigten bei der 
Überwindung von hohen Fehlzeiten helfen kann. Ziel ist es, für 
Beschäftigte, die länger als 6 Wochen innerhalb eines Jahres ar-
beitsunfähig waren, eine Wiedereingliederung in den Arbeits-
prozess zu erreichen. Darüber hinaus kann BEM helfen, die Be-
schäftigungsfähigkeit zu erhalten, und Teil eines betrieblichen 
Gesundheitsmanagements (BGM) sein.

Die Ziele von BEM sind:

	> Arbeitsunfähigkeit zu überwinden
	> erneuter Arbeitsunfähigkeit vorzubeugen 
	> die Weiterbeschäftigung im Betrieb zu ermöglichen

http://www.bgrci.de/praevention/fachwissen-portal
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Warum lohnt sich ein BEM?
BEM wirkt sich auf Betriebe positiv aus, weil es
	> Krankenstand und Fehlzeiten verringert und dadurch die Pla-

nungssicherheit für den Betrieb erhöht,
	> Kosten für Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall reduziert,
	> qualifizierte Beschäftigte und damit wichtiges Wissen und 

Können an das Unternehmen bindet,
	> die Arbeitszufriedenheit der Beschäftigten und damit ihre Pro-

duktivität verbessert,
	> die Identifikation der Beschäftigten mit dem Unternehmen erhöht,
	> dazu beiträgt, das Image als fairer und fürsorglicher Betrieb zu 

fördern,
	> Rechtssicherheit schafft.

Der demografische Wandel verschärft den Wettbewerb um kom-
petente Mitarbeitende. Betriebe müssen sich daran messen las-
sen, wie sie Ihre Belegschaft beschäftigungsfähig und motiviert 
erhalten – auch nach längerer oder häufigerer Erkrankung. 

BEM-Gespräche sind für die Beschäftigten von großer Bedeu-
tung, da sie die Weichen dafür stellen, ob eine Lösung für ihre 
Weiterbeschäftigung im Betrieb gefunden wird. 

Wie kann man beim BEM vorgehen?
Die nachfolgenden Tipps zeigen, welche Vorgehensweise sich in 
einem BEM-Verfahren bewährt hat. 

Zuständigkeiten festlegen

Arbeitsunfähigkeiten 
dokumentieren

Erstkontakt herstellen

Informationsgespräch 
führen

BEM-Gespräch(e) führen

Mögliche Leistungsträger 
einbeziehen

Maßnahmen umsetzen 
und überprüfen
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Basisschritte ergänzende Bausteine

BEM-Betriebs- 
vereinbarung

BEM-Team
Prozess- 

beschreibung und
Mustervorlagen

IT-gestützte 
Auswertung

Abbildung 1: Ablauf eines BEM-Verfahrens

Bewährte Schritte beim Betrieblichen  
Eingliederungsmanagement

Die Durchführung eines BEM erfolgt typischerweise durch die 
sinnvolle Abfolge von Einzelschritten. Diese sind fester Bestand-
teil eines jeden Verfahrens.

1.	 Festlegen, wer sich im Betrieb um BEM kümmert 

Im Betrieb muss geklärt werden, wer z. B. mit der BEM-berechtig-
ten Person Kontakt aufnimmt oder wer die erforderlichen Gesprä-
che führt. In Kleinbetrieben kann dies die Person sein, die sich 
üblicherweise um Personalangelegenheiten kümmert. In größe-
ren Betrieben hat sich die Bildung eines BEM-Teams aus Perso-
nalbereich, Betriebsrat, Betriebsarzt bzw. Betriebsärztin und ge-
gebenenfalls BEM-Beauftragtem bewährt.

2.	Arbeitsunfähigkeitszeiten kontinuierlich 
und systematisch betrachten

Es ist wichtig, einen zuverlässigen Überblick über die Arbeitsun
fähigkeitszeiten der Beschäftigten zu haben, da der Betrieb einem 
bzw. einer Beschäftigten das BEM anbieten muss, wenn Arbeits-
unfähigkeitszeiten von mehr als sechs Wochen innerhalb der letz-
ten zwölf Monate vorliegen. 

Das gilt für alle Beschäftigten und ist nicht an das Vorliegen ei-
ner Schwerbehinderung gekoppelt. Auch mehrere kürzere Er-
krankungen zählen dazu.  Einzelne Arbeitsunfähigkeitstage ohne 
ärztliche Bescheinigung sowie stationäre Reha-Aufenthalte (Ku-
ren) sind ebenfalls zu berücksichtigen.

Jede neue Arbeitsunfähigkeit startet einen neuen rückblicken-
den Betrachtungszeitraum von zwölf Monaten. Erleichtert wer-
den kann diese kontinuierliche Betrachtung und Dokumentation 
der AU-Zeiten durch den Einsatz von Personal-Softwarelösungen.

Abbildung 2: Wann muss ein BEM vom Arbeitgebenden angeboten werden?
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3.	Erstkontakt mit betroffenen Beschäftigten 
herstellen 

Für die betroffene Person ist die Teilnahme am BEM freiwillig. 
Das BEM-Angebot bzw. das entsprechende Einladungsschrei-
ben sollte so formuliert sein, dass es als attraktives Angebot und 
nicht als Drohung des Betriebes wahrgenommen wird. Oftmals 
wird das Angebot zum BEM nicht angenommen, weil Beschäftig-
te fürchten, dass sich herumspricht, unter welchen Krankheiten 
und Beeinträchtigungen sie leiden. Im Erstgespräch ist es deswe-
gen wichtig zu erklären, dass alles Besprochene vertraulich be-
handelt und gegenseitiges Vertrauen als Basis verstanden wird. 
Beschäftigte dürfen zum BEM-Verfahren eine Person ihres Ver-
trauens hinzuziehen.

Es darf außerdem keinesfalls der Eindruck entstehen, dass die 
BEM-berechtigte Person möglichst schnell wieder die Arbeit auf-
nehmen soll. Vielmehr geht es darum zu besprechen, auf welche 
Weise eine Wiederaufnahme der Arbeit denkbar ist. Dabei ist nicht 
relevant, welche Diagnosen gestellt wurden, sondern ausschließ-
lich, welche Einschränkungen sich auf die Tätigkeit auswirken.

4.	Informationsgespräch führen

Im Gespräch sollte von Anfang an darauf hingewiesen werden, 
dass das BEM ein ergebnisoffenes Verfahren ist. Dabei ist ge-
genseitiges Vertrauen wichtig. Es muss zunächst geklärt werden, 
welche aktuell und evtl. auch dauerhaft bestehenden Einschrän-
kungen vorliegen, die die Wiederaufnahme der bisherigen Tätig-
keiten beeinträchtigen oder sogar unmöglich machen können. Je 
nach Fallgestaltung sollte mit der BEM-berechtigten Person an-
schließend geklärt werden, wer auf dem Weg zur dauerhaften be-
ruflichen Wiedereingliederung mitwirken könnte.

5.	BEM-Gespräch(e) führen

Im Erstgespräch oder in einem Folgegespräch wird konkret ge-
prüft, welche Maßnahmen zielführend sein können, um die Wie-
dereingliederung zu ermöglichen. 

Neben der oder dem BEM-Berechtigten nimmt häufig der oder 
die unmittelbare Vorgesetzte oder eine andere Person, deren 

Mitwirkung von der BEM-berechtigten Person gewünscht ist, an 
diesem Gespräch teil. Eine Schlüsselrolle können die Betriebs-
ärztin oder der Betriebsarzt einnehmen, die sich mit medizini-
schen Diagnosen auskennen und auch einen guten Überblick 
hinsichtlich der Anforderungen der betrieblichen Arbeitsplätze 
haben. Auf dieser Basis können gegebenenfalls Rückfragen an 
behandelnde Ärztinnen und Ärzte gestellt und krankheitsbe-
dingte Beeinträchtigungen mit den Anforderungen der Arbeits-
tätigkeit abgeglichen werden. All dies unterliegt selbstverständ-
lich der ärztlichen Schweigepflicht. 

Im Rahmen einer gründlichen Situationsanalyse sollte auch er-
mittelt werden, ob betriebliche Einflussfaktoren zur Arbeitsunfä-
higkeit geführt haben und mit welchen betrieblichen oder außer-
betrieblichen Maßnahmen die Arbeitsunfähigkeit überwunden 
werden kann. Dabei sollte auch betrachtet werden, mit welchen 
Leistungen oder Hilfen erneuter Arbeitsunfähigkeit vorgebeugt 
werden kann.

Die Situationsanalyse sollte insbesondere folgende Aspekte und 
Maßnahmen beinhalten:
	> Klärung, ob aus Sicht der oder des Beschäftigten betriebliche 

Ursachen für die Erkrankung vorliegen
	> Selbsteinschätzung der betroffenen Person zu den Arbeitsbe-

dingungen
	> Beschreibung der beruflichen und gesundheitlichen Belastun-

gen sowie der Einsetzbarkeit am Arbeitsplatz
	> Beschreibung der sonstigen Qualifikationen, Kenntnisse und 

Fertigkeiten
	> Gefährdungsbeurteilung prüfen
	> Anforderungsprofil des Arbeitsplatzes: Auswertung vorhan-

dener Dokumente, wie Aufgabenbeschreibungen und Arbeits-
platzanalysen

	> Arbeitsplatzbegehung

6.	Mögliche Leistungsträger einbeziehen

Um die Arbeitsfähigkeit der Beschäftigten wiederherzustellen 
bzw. langfristig zu erhalten, bedarf es möglicherweise auch der 
Beratung und Unterstützung durch Leistungsträger, insbesonde-
re bei fehlenden innerbetrieblichen Lösungen. Wer kommt hier 
in Betracht?
	> Als Leistungsträger kommt beispielsweise die BG RCI in Be-

tracht – allerdings nur, wenn Arbeitsunfälle und anerkannte 
Berufskrankheiten ursächlich für die Fehlzeiten sind. In allen 
anderen Fällen muss der im Einzelfall zuständige Leistungs-
träger ausfindig gemacht werden. Hierbei sowie bei der Koor-
dination der einzelnen Bausteine können Betriebsärztin oder 
Betriebsarzt, Fachkraft für Arbeitssicherheit oder Disability Ma-
nager bzw. Managerin unterstützen und Hinweise geben.  

	> Sollte Rehabilitationsbedarf bestehen, sind der Rentenversiche­
rungsträger oder die Agentur für Arbeit geeignete Ansprechstel-
len. Der Firmenservice der gesetzlichen Rentenversicherung kann 
bundesweit über die E-Mail-Adresse firmenservice@deutsche-
rentenversicherung.de oder telefonisch unter 0800 1000453 er-
reicht werden, z. B. für Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
sowie für Leistungen zur medizinischen Rehabilitation.

mailto:firmenservice@deutsche-rentenversicherung.de
mailto:firmenservice@deutsche-rentenversicherung.de
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	> Bei Menschen mit Behinderung kann das Integrationsamt (in 
Bayern und Nordrhein-Westfalen führt es die Bezeichnung In­
klusionsamt) wichtige Hilfen zur Verfügung stellen. 

	> Auch die jeweilige Krankenkasse leistet durch die Kranken-
geldzahlung und die Versorgung mit Heil- und Hilfsmitteln ei-
nen wertvollen Beitrag. 

	> Der Medizinische Dienst der Krankenkassen (MDK) kann koor-
dinierende Aufgaben übernehmen.

Beim Finden des zuständigen Leistungsträgers sowie bei der Ko-
ordination der einzelnen Bausteine können Betriebsärztin oder 
Betriebsarzt sowie Fachkraft für Arbeitssicherheit oder ein Disa-
bility Manager bzw. eine Disability Managerin unterstützen und 
Hinweise geben.  

Die Beratungsleistungen der BG RCI  
im Einzelnen

Die Fachleute der BG RCI
	> informieren Sie, was bei einer systematischen Einführung 

des BEM beachtet werden sollte,
	> beraten gemeinsam mit betrieblichen Fachleuten – zum 

Beispiel Betriebsarzt beziehungsweise Betriebsärztin oder 
Fachkraft für Arbeitssicherheit,

	> unterstützen prozessbezogen bei der Beurteilung von Ar-
beitsbedingungen und machen Vorschläge zu deren Op-
timierung,

	> unterstützen einzelfallbezogen (z. B. bei einem Arbeitsun-
fall und Zuständigkeit der BG RCI) in Abstimmung mit an-
deren Reha-Trägern bei der Wiedereingliederung Ihrer Be-
schäftigten,

	> geben Hinweise zur Qualitätssicherung und Dokumenta-
tion des BEM-Prozesses oder auch in Bezug auf den Ab-
schluss einer Betriebsvereinbarung,

	> qualifizieren im Rahmen des Aus- und Weiterbildungsange-
bots (seminare.bgrci.de Seminar ERGU 0022 BEM).

7.	 Konkrete Eingliederungsmaßnahmen verein­
baren, Maßnahmen umsetzen und überprüfen

Um eine passgenaue Maßnahmenauswahl und -gestaltung zu er-
reichen, sind bei der Planung der Wiedereingliederung neben be-
trieblichen Faktoren auch außerbetriebliche zu berücksichtigen.

Je nach Lage des Einzelfalls können u. a. folgende Maßnahmen 
in Betracht kommen:
	> Maßnahmen der Gesundheitsförderung
	> Maßnahmen der beruflichen Qualifizierung und Fortbildung
	> Maßnahmen der betriebsnahen Rehabilitation einschließlich 

Maßnahmen der stufenweisen Wiedereingliederung während 
bestehender Arbeitsunfähigkeit

	> Ausschöpfung aller Eingliederungsmöglichkeiten zum Verbleib 
am bisherigen Arbeitsplatz

	> Angebot eines vergleichbaren Arbeitsplatzes

	> Versetzung auf einen den jeweiligen Fähigkeiten entsprechen-
den Arbeitsplatz, gegebenenfalls mit Anpassungsqualifizie-
rung

	> Schaffung eines gesundheits- und fähigkeitsgerechten Arbeits
platzes

Jeder Fall ist anders. Daher gilt immer, alle für die BEM-berechtig-
te Person individuellen Punkte und die betrieblichen Details zu 
berücksichtigen.

Ergänzende Bausteine
Im vorigen Abschnitt sind die Basisschritte eines BEM-Verfahrens 
vorgestellt worden. Darüber hinaus kann es sinnvoll sein, weitere 
Bausteine zu ergänzen. Dies kann insbesondere für größere Betrie-
be nützlich sein, aber auch für kleine und mittlere Betriebe kann 
die optionale Ergänzung eines Bausteins oder mehrerer Bausteine 
hilfreich sein – je nach individueller Situation des Betriebes.

BEM-Team

Insbesondere in Großbetrieben, aber auch wenn BEM-Verfahren 
häufiger durchzuführen sind, kann es nützlich sein, die Fälle mit 
Zustimmung der bzw. des Betroffenen im Team zu bearbeiten. 

Dieses kann beispielsweise ein Kernteam sein aus Arbeitgeber-
vertretern und -vertreterinnen, betrieblichen Interessensvertre-
tungen und BEM-Verantwortlichen. Alternativ ist denkbar, dass 
es um feste (externe) Fachleute, wie z. B. Betriebsärztinnen oder 
-ärzte, Fachkraft für Arbeitssicherheit, sowie ggf. Ansprechperso-
nen von möglichen Leistungsträgern ergänzt wird.

BEM-Betriebsvereinbarung

Eine BEM-Betriebsvereinbarung kann in Betrieben mit einem Be-
triebsrat sinnvoll sein, um u. a. die Ziele, Beteiligungen, Abläufe 
und Dokumentation der BEM-Verfahren transparent und rechts-
verbindlich zu regeln.

https://de.wikipedia.org/wiki/Bayern
https://de.wikipedia.org/wiki/Nordrhein-Westfalen
https://seminare.bgrci.de/shop/
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Prozessbeschreibung und Mustervorlagen

Eine Prozessbeschreibung, die auch Teil einer BEM-Betriebsver-
einbarung sein kann, legt die für die jeweiligen Schritte erfor-
derlichen Maßnahmen fest, beispielsweise Datenerhebung, Da-
tenspeicherung und erforderliche Unterlagen. Hierbei kann die 
Nutzung von Mustervorlagen helfen. Mustervorlagen finden Sie in 
unserem Downloadcenter (downloadcenter.bgrci.de) unter dem 
Suchwort KB 027. 

Systematische Auswertung

Eine systematische Auswertung der durchgeführten BEM-Maß-
nahmen kann zu einer kontinuierlichen Verbesserung des Pro-
zesses führen. Hierbei sind verschiedene Ebenen zu prüfen, zum 
einen die formale (Verfahrensablauf), dann die individuelle (in-
dividuelles Ergebnis der Maßnahme) sowie der mögliche kollek-
tive Nutzen aus den abgeleiteten Maßnahmen.

BEM als Chance für Sicherheit 
und Gesundheit im Betrieb

Aus den getroffenen BEM-Maßnahmen kann der Betrieb auch 
Nutzen für die generelle Sicherheit und Gesundheit im Betrieb 
und für die Überarbeitung der Gefährdungsbeurteilung ziehen. 

So kann es z. B. sinnvoll sein, zukünftig generell bei der Gestal-
tung von Büroarbeitsplätzen über eine Ausstattung mit höhen-
verstellbaren Schreibtischen nachzudenken. 

Dabei sind der Datenschutz und die individuelle Fallgestaltung 
zu beachten.

Beispiele für BEM-Maßnahmen
Bei jedem BEM-Verfahren müssen sowohl alle individuellen As-
pekte der BEM-berechtigten Person als auch die betrieblichen 
Bedingungen betrachtet und berücksichtigt werden. Dass es da-
bei oft mehr Möglichkeiten gibt, als man zu Beginn des Verfah-
rens vielleicht denkt, sollen die folgenden Beispiele für Maßnah-
men im Rahmen von BEM-Verfahren zeigen.

Stufenweise Wiedereingliederung 

Ein 46-jähriger Mitarbeiter, der als Radladerfahrer beschäftigt ist, 
fällt immer wieder wegen einer Schmerzsymptomatik aus, die auf 
einer bestehenden Hüftgelenksarthrose beruht. 

Seine Aufgabe ist der Transport von gesprengtem Gesteinsmate-
rial mit dem Radlader aus dem Steinbruch zur Brecheranlage. Be-

sondere Probleme bereitet ihm der Einstieg in sein Fahrzeug über 
eine Leiter, da dabei das Bein sehr stark gehoben werden muss.

Die Arbeitsunfähigkeiten summieren sich innerhalb der letzten 
zwölf Monate auf deutlich mehr als sechs Wochen. Schließlich 
wird ein prothetischer Hüftgelenksersatz durchgeführt. Noch 
während der anschließenden Arbeitsunfähigkeit nimmt der Fir-
meninhaber Kontakt zum Beschäftigten und zum Betriebsarzt 
auf, um ein BEM zu planen. Ein Betriebsrat existiert in dem klei-
nen Betrieb nicht. Eine Umsetzung auf einen anderen Arbeits-
platz ist nicht möglich. Als Teil des BEM wird in Abstimmung mit 
dem behandelnden Arzt eine stufenweise Wiedereingliederung 
begonnen, die vom Betriebsarzt begleitet wird. Während die-
ser Zeit wird eine intensive physiotherapeutische Behandlung 
durchgeführt, um einen sicheren Muskelaufbau zu gewährleis-
ten. Ebenso finden regelmäßige Kontakte des Betriebsarztes am 
Arbeitsplatz des Mitarbeiters statt. Eine Anpassung des Arbeits-
platzes ist nicht notwendig, allerdings zieht sich die Wiederein-
gliederung über etwa 3 Monate hin.

Das BEM kann schließlich erfolgreich abgeschlossen werden. Der 
Beschäftigte kann wieder in vollem Umfang seine bisherige Tä-
tigkeit ausüben. Firmeninhaber sowie Kolleginnen und Kollegen 
sind froh, dass der erfahrene Mitarbeiter wieder „an Bord“ ist.

Arbeitsplatzumgestaltung 

Eine 40-jährige Bürokauffrau erleidet einen Arbeitsunfall mit Wir-
belkörperfrakturen. Dabei entwickelt sich eine Rückenschmerz-
symptomatik. 

Besonders das längere Arbeiten am Schreibtisch bereitet Schwie-
rigkeiten, die immer wieder zu kürzeren Arbeitsunfähigkeiten 
führen. Diese betragen zusammen innerhalb eines Jahres sechs 
Wochen, auch wenn die einzelnen Arbeitsunfähigkeiten nur je-
weils einige wenige Tage ausmachen. 
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Die Betriebsleitung nimmt Kontakt mit dem BEM-Team des Mut-
terkonzerns auf, um ein BEM zu planen. Dabei wird auch der Be-
triebsarzt eingeschaltet mit der Fragestellung, ob ein höhenver-
stellbarer Schreibtisch durch die Berufsgenossenschaft bewilligt 
werden kann. Es wurde von ihm auch eine begleitende Physio-
therapie empfohlen. 

In gemeinsamen Besprechungen des BEM-Teams mit der Mitar-
beiterin wird das weitere Vorgehen festgelegt. Die Beschaffung 
des höhenverstellbaren Schreibtisches wird ebenso wie die Phy-
siotherapie von der Berufsgenossenschaft finanziert. 

Durch die Optimierung des Arbeitsplatzes in Verbindung mit den 
therapeutischen Anwendungen kann schließlich erreicht werden, 
dass die Rückenschmerzsymptomatik deutlich gelindert wird. 
Weitere Arbeitsunfähigkeiten wegen der Unfallfolgen treten nicht 
mehr auf. Das BEM konnte erfolgreich abgeschlossen werden.

Identifizierung und Bereinigung von Konflikten

Eine Sekretärin wurde wegen Depressionen arbeitsunfähig. 

Die psychotherapeutische Behandlung erfolgte in einer ambu-
lanten Tagesklinik. Beim Wiedereingliederungsgespräch im Rah-
men des BEM wurde ein über Jahre anschwellender Konflikt mit 
der Führungskraft offenbar. Somit bestand auch ein betrieblicher 
Bezug zur Erkrankung. Durch das BEM wurde daraufhin ein exter-
nes Beratungsunternehmen mit einem Unterstützungsprogramm 
für Unternehmen und Beschäftigte zur Konfliktlösung beauftragt 
(Employee Assistance Program). Durch die professionelle exter-
ne Beratung und Mediation konnten die Konflikte aufgearbeitet 
werden, und die Situation entspannte sich.

Stufenweise Wiedereingliederung –  
„Hamburger Modell“

Oftmals wird die stufenweise Wiedereingliederung (auch 
„Hamburger Modell“ genannt) mit einem BEM-Verfahren 
gleichgesetzt. 

Bei der stufenweisen Wiedereingliederung geht es um die 
Rückkehr an den alten Arbeitsplatz. Die behandelnde Ärztin 
oder der behandelnde Arzt erstellt als Maßnahme der Heilbe-
handlung gemeinsam mit dem oder der erkrankten Beschäf-
tigten einen Stufenplan zur schrittweisen Rückkehr zur Arbeit. 
Arbeitszeit und Arbeitsbelastung werden zuerst reduziert und 
dann über einen festgesetzten Zeitraum Schritt für Schritt wie-
der gesteigert. Voraussetzung dafür ist das ärztliche Befür-
worten sowie die Prognose, dass eine volle Belastbarkeit der 
oder des Erkrankten langfristig wieder erreicht werden kann. 
Mit Einverständnis der oder des Beschäftigten kann sich die 
behandelnde Ärztin oder der behandelnde Arzt mit der Be-
triebsärztin oder dem Betriebsarzt über die Arbeitsbelastung 
abstimmen. 

Die stufenweise Wiedereingliederung kann somit einen Teil 
des BEM darstellen, betriebliches Eingliederungsmanage-
ment geht aber mit weiteren Komponenten darüber hinaus. 

Während der stufenweisen Eingliederung gelten erkrankte 
Beschäftigte noch als vollständig arbeitsunfähig und erhal-
ten das volle Krankengeld.

Rechtlicher Hintergrund
BEM dient der Prävention und ist gesetzlich verankert. Seit 2004 
sind alle Arbeitgebenden verpflichtet, ein BEM anzubieten (§ 167 
Abs. 2 SGB IX). Die Verantwortung zur Durchführung des Verfah­
rens liegt ausschließlich bei den Arbeitgebenden.

Die BEM-Verpflichtung besteht unabhängig von der Beschäftig-
tenanzahl, gilt also gleichermaßen für kleine und große Betriebe.

Alle im Rahmen der BEM-Gespräche gesammelten individuellen 
Informationen dürfen nur für das BEM-Verfahren genutzt werden. 
In der Personalakte darf und sollte dokumentiert werden, dass 
ein BEM-Angebot gemacht und ob ein BEM-Verfahren durchge-
führt worden ist sowie mit welchem Abschluss. Sensible Daten 
mit Gesundheitsbezug und auch Stellungnahmen von Rehabilita-
tionsträgern sind getrennt von der Personalakte aufzubewahren. 
In dieser BEM-Akte können dann auch die möglichen Schweige-
pflichtsentbindungen oder die Zustimmung zur Hinzuziehung 
von weiteren Personen, die im BEM-Verfahren beteiligt wurden, 
aufbewahrt werden. In der Regel muss die BEM-Akte spätestens 
drei Jahre nach erfolgreicher Wiedereingliederung bzw. der Be-
endigung eines BEM-Verfahrens vernichtet werden. Für die Erhe-
bung, Speicherung und Weitergabe von Informationen aus dem 
BEM-Verfahren gilt die Datenschutzgrundverordnung. 

Im Zusammenhang mit krankheitsbedingten Kündigungen kann 
es sich im Kündigungsschutzprozess für den Arbeitgeber nach-
teilig auswirken, wenn kein BEM angeboten bzw. durchgeführt 
worden ist. 
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Mustervorlagen
Mustervorlagen können die Arbeit sehr erleichtern, insbesonde-
re in kleineren Betrieben, in denen ein BEM noch aufgebaut wer-
den soll oder bei denen aufgrund der geringen Anzahl von Be-
schäftigten BEM-Verfahren nicht so häufig vorkommen.

Wir stellen Ihnen deswegen BEM-Mustervorlagen zur Verfügung, 
die bearbeitbar sind und an die betriebliche Situation angepasst 
werden können. Sie finden diese im Downloadcenter (download-
center.bgrci.de) der BG RCI unter dem Suchwort „BEM“. 

Häufige Fragen – FAQ
Sollten nach dem Lesen dieser Broschüre Fragen offengeblieben 
sein, lohnt sich ein Blick in unsere FAQ-Sammlung. Hier einige 
Beispiele daraus:
	> Muss während einer stufenweisen Wiedereingliederung Arbeits-

lohn bezahlt werden?
	> Sind die Beschäftigten zur Teilnahme am BEM verpflichtet?
	> Muss ein Unternehmen Strafe zahlen, wenn kein BEM vorhan-

den ist?

Antworten auf diese und weitere Fragen finden Sie im Internet 
z. B. unter www.bgrci.de → Fachwissenportal → Arbeitsmedizin, 
-psychologie und Gesundheit → Betriebliches Eingliederungsma-
nagement. 

Bildnachweis:
Titelbild: icontrastwerkstatt/stock.adobe.com 
Abbildung 2: DGUV Information 206-031 „Betriebliches Eingliederungs-
management – BEM Orientierungshilfe für die praktische Umsetzung“ 
der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung e.V. (DGUV),  
Glinkastr. 40, 10117 Berlin, www.dguv.de
© DGUV – KonzeptQuartier GmbH

Abbildung: Collage von Mustervorlagen

Foto Seite 3: Elnur/stock.adobe.com
Foto Seite 4: DGUV/Scheurlen
Foto Seite 5: DGUV/Bellwinkel
Foto Seite 6: sdecoret/stock.adobe.com

 

Maßnahmenkatalog 

Mögliche Maßnahmen: 

Als individuelle Maßnahmen kommen insbesondere in Betracht: 

 Arbeits- und Belastungserprobung / Stufenweise Wiedereingliederung 

 Kur- und Reha-Anträge 

 Hilfe bei persönlichen Problemen 

 Vermittlung fachkompetenter, ggf. auch medizinischer oder psychologischer Beratung, 

auch zur unterstützenden Hilfe zur Selbsthilfe 

 Gesundheitstrainings 

 Coaching als lösungs- und zielorientierte Unterstützung im beruflichen Umfeld durch externe 

Anbieter 

 technische Aus- und/oder Umrüstung des Arbeitsplatzes 

 Veränderung der räumlichen Umgebung 

 Analyse und ggf. Veränderung von Organisation und Verteilung der Arbeitszeit, z. B. auch 

Reduzierung der Arbeitszeit, Telearbeit u. a. 

 Rückgriff auf Vorqualifizierungen 

 berufliche Weiterqualifizierung 

 Sensibilisierung des personellen betrieblichen Umfeldes 

 Maßnahmen zur Verbesserung des Arbeitsklimas im Team 

 Initiative zur Umsetzung in einen anderen Tätigkeitsbereich 

Es wird jeweils geprüft, inwieweit der Leistungsträger frühzeitig einzubinden ist. 

 

Einwilligungserklärung zur Erhebung von Daten  
(§ 4 Bundesdatenschutzgesetz – BDSG)  

– Datenschutzvereinbarung 
Hiermit willige ich  

1) Name und Vorname:   

 
ein, dass zum Zwecke eines Betrieblichen Eingliederungsmanagements nach § 167 SGB IX von 

2) Herrn/Frau:   

 
oder für den Fall der Verhinderung der/des unter 2) gewählten BEM-Beauftragten 3) Herrn/Frau:   

 
Daten erhoben, verarbeitet und genutzt werden.  
Die Entscheidung über eine Mitteilung von Details meiner Krankheit gegenüber der/dem BEM-Beauftragten 

bleibt mir selbst überlassen.  
Eine Erhebung von Daten bei Dritten (z.B. Ärzten) erfolgt nur mit meiner jeweils ausdrücklichen Einwilligung. 

 
Die erhobenen Daten werden in Papierform bei der unter 2) benannten Person unter Verschluss aufbewahrt, soweit 

sie nicht gerade von der/dem von mir gewählten BEM-Beauftragten bearbeitet werden. Im Falle der Verhinderung 

der unter 2) benannten Person hat die unter 3) benannte Person Zugang zu den Daten. 
 
Eine Nutzung der erhobenen Daten erfolgt ausschließlich zum Zwecke des Betrieblichen Eingliederungs-

managements. 
 
Die unter 2) und 3) benannten Personen sind gegenüber jedermann zur Verschwiegenheit verpflichtet. Auch 

gegenüber der Geschäftsführung bzw. Vorgesetzten und der Personalabteilung sind die Daten (wie Diagnosen, 

Gutachten, soweit sie über das arbeitsbezogene Ergebnis hinausgehen) aufgrund einer schriftlichen 

Verschwiegenheitsverpflichtung der BEM-Beauftragten ausdrücklich geschützt. 
 
Die Übermittlung von Daten an andere als die unter 2) und 3) benannten Personen bedarf meiner ausdrücklichen 

schriftlichen Einwilligung.  
Die Unterlagen werden 3 Jahre nach Beendigung des BEM-Verfahrens vernichtet oder an mich ausgehändigt. 

 
Der Mitarbeiter/die Mitarbeiterin bestätigt mit seiner/ihrer Unterschrift gleichzeitig den Empfang einer 

Ausfertigung der Einwilligung. 

 

   

 

Ort und Datum 
 Mitarbeiter/Mitarbeiterin 

 

Verschwiegenheitsvereinbarung zum Datenschutz 

im Rahmen des Betrieblichen Eingliederungsmanagements (BEM) 

zwischen 

 
[Firmennamen einfügen], vertreten durch 

Herrn/Frau    

 

(Verpflichtender/Verpflichtende) 

und 

Herrn/Frau    

 

(Verpflichteter/Verpflichtete) 

in ihrer/seiner Funktion als 

 

 

Herr/Frau   

wurde heute über die nachstehend abgedruckten Bestimmungen des Datenschutzes unterrichtet. Er/Sie wurde 

besonders darüber belehrt, dass Einzelangaben über persönliche und sachliche Verhältnisse/bezüglich 

Behinderungen/ Leistungseinschränkungen/Diagnosen, die ihm/ihr bei der Erfüllung der Aufgaben im Rahmen 

des Betrieblichen Eingliederungsmanagements zur Kenntnis gelangen, Dritten gegenüber geheim zu halten sind 

und nicht unbefugt offenbart werden dürfen. 

 
Alle Unterlagen, die solche Einzelangaben enthalten, sind so zu verwahren, dass Dritte keine Einsicht nehmen, 

keine Änderungen oder Löschungen vornehmen und nichts entnehmen können. 

 
Als Dritte im vorstehenden Sinne gelten auch der Arbeitgeber bzw. die Personalabteilung. 

 
Der Arbeitgeber bzw. die Personalabteilung darf von dem/der unterzeichnenden Beschäftigten nicht verlangen, 

gegen oben genannte Verpflichtungen zu verstoßen. 

 
Die o. g. Verpflichtungen gehören zu den arbeitsvertraglichen Pflichten des Unterzeichners/der Unterzeichnerin. 

Bei Verstößen können entsprechende Konsequenzen gezogen werden. 

 
Der Mitarbeiter/die Mitarbeiterin bestätigt mit seiner/ihrer Unterschrift gleichzeitig den Empfang einer 

Ausfertigung der Vereinbarung.  

 

   

 

Ort und Datum 

 Verpflichtender/Verpflichtende 

 

   

 

Ort und Datum 

 Verpflichteter/Verpflichtete 

 

Einvernehmliche Feststellung über Beendigung  
des Betrieblichen Eingliederungsmanagements 

Hiermit stellen die Unterzeichner einvernehmlich fest, dass das Betriebliche Eingliederungs-
management, 
 

begonnen mit dem Einladungsschreiben 
 

vom    

am    
 

beendet wurde. 
 
Die in der BEM-Akte abgelegten Daten, die erhoben wurden, werden drei Jahre ab dem oben be-
nannten Beendigungszeitpunkt bei der BEM-Koordinierungsstelle unter Verschluss und geschützt 
vor unbefugtem Zugriff aufbewahrt.  

Danach werden sie 

  an Herrn/Frau    übergeben, 

  sachgemäß vernichtet, 
 
ohne eine weitere Speicherung von Daten im Unternehmen vorzuhalten. 

     
Ort und Datum BEM-Beauftragte/-Beauftragter 

     
Ort und Datum Beschäftigte/Beschäftigter 
 

 

Dokumentation – ausschließlich für die BEM-Akte 

Arbeits- und Belastungserprobung / Stufenweise Wiedereingliederung 

Name, Vorname:   

 

BEM-Beauftrage(r):   

 

Vorgesetzte(r):   

 

Vorname, Name:    

   

Abteilung/Vorgesetzte(r):    

 

Arbeitsplatz:   

 

Arbeitsversuch: 

☐  1. Versuch ☐  2. Versuch ☐ 3. Versuch 

auf Arbeitsplatz/Organisationseinheit:  

 

zuständige/r Vorgesetzte/r:    

 

Beginn des Arbeitsversuchs am:    

   Ende des Arbeitsversuchs am:     

 

Ergebnis:    

 

Der Arbeitsplatz ist für die/den Beschäftigte/n geeignet.  

☐ Ja ☐ Nein 

Der Arbeitsversuch wurde durch BEM-Beauftragte(n)/ 

Betriebsarzt/Vorgesetzten abgebrochen: 

☐ Ja ☐ Nein 

Wenn ja, bitte Grund angeben: 
 

_ 

 

_ 

 

_ 

 

_ 

 

_ 

Der Arbeitsversuch wurde durch die/den Beschäftigte(n)/ 

behandelnde Ärztin/Arzt abgebrochen.  

☐ Ja ☐ Nein 

Wenn ja, bitte Grund angeben: 
 

_ 

 

_ 

 

_ 

 

_ 

Ggfls. Stellungnahme der Betriebsärztin/des Betriebsarztes: 

 

_ 

  

_ 

  

_ 

 

_ 

Datum, Unterschrift Vorgesetzte/r Arbeitsversuch 

 

 

_ 

Datum, Unterschrift Beschäftigte/r  
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[Firmenlogo einfügen] 

 

Betriebsvereinbarung 

über das Betriebliche Eingliederungsmanagement 

 
Zwischen 
 
[Unternehmen], vertreten durch   

 

– Arbeitgeber – 

 

und 
 
dem Betriebsrat, vertreten durch   

 

– Personalvertretung – 

 
und 
 
der Schwerbehindertenvertretung des Unternehmens,  

vertreten durch   

 

– Schwerbehindertenvertretung –  

wird unter Mitwirkung der Gleichstellungsbeauftragten 

gemäß § 167 des Neunten Buches des Sozialgesetzbuches (SGB IX) folgende Be-

triebsvereinbarung über das Betriebliche Eingliederungsmanagement (BEM) geschlos-

sen: 
 

 

 

MUSTERANSCHREIBEN 
Abs.:  
[Adresse des Absenders einfügen]  
 
An:  
[Adresse des Unternehmens einfügen]  
 
Betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM) 
Sehr geehrte/r Frau/Herr, 
ich habe Ihr Schreiben vom   

 erhalten. 
 

 Ich möchte an einem BEM teilnehmen und wünsche ein erstes Beratungsgespräch. Für die 

Abstimmung eines Gesprächstermins bin ich unter folgender Telefonnummer erreichbar: 
 

 
Ich wähle als BEM-Beauftragte/-Beauftragten:   

 Für den Fall der Verhinderung der/des BEM- Beauftragten wähle ich als Stellvertreterin/Stellvertreter:   
 

 

 Ich möchte, dass folgende Personen (bitte ankreuzen) am BEM beteiligt werden: 
 (Betriebsratsvorsitzende/Betriebsratsvorsitzender) oder    Stellvertretung 
 (Vertrauensperson der Menschen mit Behinderung)  (Gleichstellungsbeauftragte)  (eine Person meines Vertrauens) Name:   

 
 Ich möchte nicht am BEM teilnehmen. Die Entscheidung muss nicht begründet werden. Die Ablehnung hat grundsätzlich keine Aus-

wirkungen. Bei einem möglichen arbeitsgerichtlichen Verfahren – also nach Ausspruch einer 

krankheitsbedingten Kündigung – kann ich mich nicht darauf berufen, dass mir kein BEM an-

geboten wurde. 

 Bitte übersenden Sie mir die Betriebsvereinbarung zum BEM.  Diese Erklärung wird zur Personalakte genommen. 

 

 

Datum, Unterschrift 
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